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Die Beteiligung von Stakeholdern und die Ab-
schätzung von möglichen Folgen eines Politik-
vorhabens gehören seit Jahren zu den Instru-
menten der Europäischen Kommission. Das
Beispiel REACH zeigt, wie unterschiedlich 
Stakeholder diese beiden Instrumente nutzen.
Von Rebecca Stecker

Beteiligungsverfahren und Impact Assessments

Lobbyschlacht in Brüssel

Die Neuordnung der Chemikalienpolitik in der Europäischen
Union gilt inoffiziell als die bisher größte Lobbyschlacht in

Brüssel. Dazu hat die EU-Kommission mit ihrer Offenheit
gegenüber Folgeabschätzungen (Impact Assessments), Meinun-
gen und Expertisen der Stakeholder selbst beigetragen. Die Of-
fenheit der Kommission lässt sich über zwei Faktoren erklären.
Erstens die Komplexität der Thematik, die externes Experten-
wissen schlicht unabdingbar machte, und zweitens die Debat-
te über neue Formen von Governance. Impact Assessments und
breit angelegte öffentliche Konsultationen sind nur zwei von
mehreren neuen Instrumenten, die die Kommission nach Ver-
öffentlichung des Weißbuchs Governance 2001 eingeführt hat
(Europäische Kommission 2001).

Am Beispiel von REACH, kurz für Registration, Evaluation,
Authorisation and Restriction of Chemicals, lässt sich gut zei-
gen, wie unterschiedlich das Instrument der Konsultation von
den verschiedenen Stakeholdern genutzt wird. Nach einer Stu-
die von Persson ließen sich fast 65 Prozent der Teilnehmer an
der Konsultation im Internet der Kategorie Industrie zuordnen,
6 Prozent Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und Gewerk-
schaften, 2 Prozent nationalen Verwaltungen sowie 27 Prozent
der Kategorie „Andere“ (Persson 2005). Interessant ist auch die
Aufsplitterung nach den Kategorien national, regional und inter-
national. Die nationalen Akteure dominierten mit 80 Prozent
deutlich, in allen Kategorien. Der Kategorie transnational bezie-
hungsweise international wurden 4 Prozent zugeordnet, wobei
die NGOs und Gewerkschaften hier mit 15 Prozent vergleichs-
weise hoch abschnitten.

Die Offenheit der Kommission

An sich ist die Idee der Einbeziehung möglichst vieler Ak-
teure durch die offenen Konsultationen positiv zu bewerten. Die
Offenheit und vordergründige Transparenz der Kommission er-

leichtert es Interessengruppen ihre Anliegen in den Politikge-
staltungsprozess einzubringen. Allerdings manifestiert sich
durch die gleiche Behandlung aller Akteure eine Ungleichheit.
Personell und finanziell starke nationale Interessenverbände
dominieren die offenen Konsultationen, wie die Studie zu RE-
ACH gezeigt hat (Persson 2005). Es sind gerade nicht die orga-
nisierten, europäischen zivilgesellschaftlichen Akteure, die sich
an den Konsultationen beteiligten. Offiziell gibt es im Rahmen
der Berichte zu den Folgeabschätzungen Leitlinien für Kom-
missionsmitarbeiter, sich der unterschiedlichen Situationen der
Stakeholder bewusst zu sein (Europäische Kommission 2005).
Insbesondere bei der Auswertung der Stellungnahmen in öf-
fentlichen Konsultationen soll berücksichtigt werden, dass nicht
alle Interessengruppen im gleichen Maße in der Lage sind sich
zu äußern und ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen.

Kritik an den Konsultationsstandards

Möglicherweise gewichtet die Kommission intern die Stel-
lungnahmen der zivilgesellschaftlichen Akteure stärker als die
größere Anzahl der eingegangenen Standpunkte von nationa-
len Verwaltungen oder nicht zivilgesellschaftlicher Verbände,
wobei dies vonseiten der NGOs bezweifelt wird (Fink 2007). In
einer Mitteilung der Kommission über die Folgemaßnahmen
zu dem Grünbuch Europäische Transparenzinitiative, ein Vor-
haben, dass sich auch auf das Weißbuch Governance zurück-
führen lässt, geht die Kommission auf die Kritik an ihren Kon-
sultationsstandards ein. Ein Hauptkritikpunkt seitens der an
der Internetkonsultation zu dem Grünbuch der Transparenz-
initiative beteiligten Akteure sei die Intransparenz der Berück-
sichtigung verschiedener Interessen gewesen. „Eine besondere
Schwäche sei die Rückmeldung, um deutlich zu machen, wie
und in welchem Maße die Bemerkungen von der Kommission
berücksichtigt worden sind, und die Einhaltung der Mindest-
frist von acht Wochen für die Konsultierung der Öffentlichkeit.“
(Europäische Kommission 2007). 

Die Kommission geht allerdings nicht auf diese Kritik ein,
sondern schreibt im Gegenteil: „Es besteht (…) nicht die Absicht,
in dieser Phase den Inhalt der Konsultationsstandards zu über-
prüfen“ (Europäische Kommission 2007). Eine Verbesserung
der Anwendung ihrer Konsultationsstandards will die Kommis-
sion durch die Sensibilisierung des Personals, Best-practice-Aus-
tausch über Konsultationsverfahren innerhalb der verschiede-
nen Generaldirektionen und die Anwendung eines neuen
Musters für Konsultationen erzielen (Europäische Kommission
2007). ,
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Insgesamt betrachtet ist REACH ein bisher einzigartiger Fall
in der Umweltpolitik, was die umfangreiche Einbeziehung der
Stakeholder, die Dauer der Konsultationen, die Intensität und
die Reichweite angeht. Zu verschiedenen Gelegenheiten und
Phasen veranstaltete die Kommission umfangreiche Konferen-
zen mit Vertretern aus Industrie, umweltpolitischen NGOs, Ver-
braucherschutzverbänden und anderen Interessenvertretern.
So zum Beispiel im Jahr 2001 nach der Veröffentlichung des
Weißbuches, im Jahr 2003 vor der Verabschiedung des Vorschla-
ges der Kommission an Ministerrat und Europäisches Parla-
ment sowie 2005 zu Beginn der Anhörungen im Parlament.

Insgesamt gab es rund 40 Folgeabschätzungen zu REACH
auf nationaler und internationaler Ebene sowie ein von der
Kommission initiiertes Expertengremium mit den Vertretern
von Industrie, NGO und Sachverständigen (Hey/Jacob/Volke-
ry 2006). Ein kurzer Vergleich der Impact Assessments zeigt
aber, zu welch unterschiedlichen Ergebnissen die jeweiligen
Verfasser kommen und wie schwierig dementsprechend die Be-
wertung jener Impact Assessments ist. Die von der Kommis-
sion in Auftrag gegebene Studie zu REACH ermittelte Kosten
von 1,4 bis zu rund 7 Milliarden Euro bis 2012, abhängig von
der endgültigen Ausgestaltung der Verordnung, mit einem
wahrscheinlichsten Wert von 3,7 Milliarden Euro. Der europä-
ische Chemieverband CEFIC hingegen schätzte die Kosten auf
zehn bis zwölf Milliarden Euro, eine Studie für das britische
Transport- und Umweltministerium kam auf neun Milliarden
Euro (Jacob/Volkery 2005). Die Wirtschaftsberatungsgesellschaft
KPMG kam in ihrer Studie hingegen zu dem Ergebnis, dass die
Folgen von REACH für die Wirtschaft als moderat einzuschät-
zen sind (KPMG 2005).

Strategische Überlegungen

Aber nicht nur in der Phase der Politikformulierung bezieht
die Kommission die Stakeholder mittels Impact Assessments
intensiv ein. Ein Begleitleitfaden für die jeweilige nationale Um-
setzung, ein Instrument, welches sich in der Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie als hilfreich erwiesen hat, soll sich
ebenfalls für REACH entwickeln. Seit 2005 arbeiten Multi-Sta-
keholder-Expertengruppen und Vertreter der nationalen Verwal-
tungen zusammen unter der Koordination der europäischen
Chemieagentur an den Leitfäden (Hey/Jacob/Volkery 2006).

Auch aus strategischen Gründen versuchte die Kommission
bei REACH verschiedene Ansätze zu kombinieren, um Herr
über wichtige Entscheidungen zu bleiben und über die Einbe-
ziehung der Akteure weiterhin bestimmen zu können. Die Neu-
ordnung der Chemikalienpolitik betraf und betrifft eine enorm
große Anzahl an Akteuren auf vertikaler Ebene, beginnend mit
lokalen mittelständischen Unternehmen der Chemiebranche
sowie lokalen Naturschutzgruppen bis hin zu der Zusammen-
arbeit zwischen den Umweltausschüssen des EP und der Kom-
mission. 

Ebenso betrifft REACH zahlreiche Akteure der horizontalen
Ebene, beispielsweise die Institutionen zum Verbraucherschutz,
zur Gesundheits-, Umwelt- und Chemikalienpolitik. Die konti-
nuierliche spezifische und kontextorientierte Arbeit unterstützt
die Kommission in der Erarbeitung von technischen Details und
macht auf Problemfelder aufmerksam. Wie sie mit dem Input
umgeht, bleibt allerdings der Kommission selbst überlassen.
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„Betrachtet man die umfangreiche 
Einbeziehung der Stakeholder, die 

Dauer der Konsultationen, die 
Intensität und die Reichweite ist 

REACH ein einzigartiger Fall 
in der Umweltpolitik“
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